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zelnen Passagen von wachsender Opposition zur Hofpartei des Kaisers geprägt 
werden. Bei der Publikation seiner Aufsätze bediente sich der Kronprinz, dem sein 
hohes Amt unbeschränkten Einfluß auf die Presse verwehrte, der Mithilfe und 
Korrektur journalistisch tätiger Vertrauter wie etwa Moritz Szeps. Die erklärende 
Einleitung zu den einzelnen Artikeln bietet ein anschauliches Bild von der pre­
kären Situation, in der sich der Kronprinz befand, dessen Ingerenz auf die Innen-
und Außenpolitik mehr und mehr eingeschränkt wurde. 

Konflikte innerhalb des Erzhauses, vor allem der Gegensatz Rudolfs zu Feld­
marschall Erzherzog Albrecht, der ursprünglich sein politischer und militärischer 
Mentor war, beeinflußten seine Position. Er war kein Freund des Ausgleichs mit 
Ungarn (1867). Von Interesse dürfte auch die Einschätzung der Slawenvölker durch 
Rudolf sein, namentlich die der Tschechen, denen er zunächst entgegenkommen 
wollte. Gegenüber föderalistischen Bestrebungen betonte er schließlich doch Wert 
und Bedeutung des Zentralismus. Rudolf hoffte, Österreichs Balkanstellung zu 
halten und erfolgreich gegen Rußland verteidigen zu können. — Die Schriften 
tragen dazu bei, der Persönlichkeit des Kronprinzen mehr Gerechtigkeit wider­
fahren zu lassen. 

Fürth/Bay. H a r a l d B a c h m a n n 

Siegfried Lammich/Karin Schmid, Die Staatsordnung der Tsche­
choslowakei. 

Berlin-Verlag, Berlin 1979, 440 S., DM 48,— (Quellen zur Rechtsvergleichung aus dem Ost­
europa-Institut an der Freien Universität Berlin. Die Gesetzgebung der sozialistischen Staa­
ten. Einzelausgabe 10. Hrsg. von Herwig Roggemann). 

Das Buch ist in der von Herwig Roggemann herausgegebenen Reihe „Staats­
ordnungen der sozialistischen Länder" erschienen und in Anlage und Aufbau den 
bisher erschienenen Bänden (UdSSR, DDR, Polen) angeglichen. Der erste Abschnitt 
behandelt das tschechoslowakische Verfassungsrecht und bringt anschließend eine 
Übersetzung der geltenden Verfassungsgesetze mit ihren wichtigsten Durchfüh­
rungsgesetzen. Der 2. Abschnitt bezieht sich auf das tschechoslowakische Wahlrecht 
und enthält eine Übersetzung des Gesetzes über die Wahlen in die Bundesver­
sammlung. Weitere Abschnitte sind: Aufbau und Funktion des örtlichen Staats­
apparats; das Staatsangehörigkeitsrecht; das Nationalitätenproblem; das Verwal­
tungsverfahren; jeweils mit Übersetzungen der wichtigsten einschlägigen Gesetze. 
Die Ausführungen zum Nationalitätenrecht und zum Verwaltungsverfahren und 
die Übersetzung der Dokumente (Gesetze) stammen von Frau Karin Schmid, die 
übrigen Ausführungen von Siegfried Lammich. 

In den Ausführungen zur Verfassung vom 29. Februar 1920 heißt es kurz und 
bündig, sie sei einstimmig angenommen worden (S. 11). Dabei kommt nicht zum 
Ausdruck, daß diese Verfassung nicht von einer gewählten Nationalversammlung, 
sondern von einem in „Nationalversammlung" umbenannten erweiterten Revo­
lutionären Nationalausschuß unter Ausschluß der Deutschen und aller anderen natio-
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nalen Minderheiten, also unter Ausschluß von mehr als einem Drittel des Staats­
volks, ausgearbeitet wurde. Der Verfasser hat stillschweigend die tschechoslowaki­
sche Kontinuitätsthese übernommen, wenn er ausführt, daß die Verfassung bis 1948 
formell ihre Gültigkeit behielt. 

Sehr informativ sind die fundierten Ausführungen über die Geschichte und Orga­
nisation der KPTsch und ihre Schlüsselposition innerhalb des Staatsapparats und 
im Bereich der gesellschaftlichen Organisationen. Ein Abschnitt behandelt die Wirt-
schafts- und Eigentumsordnung, ein anderer die Grundrechte. Der Verfasser er­
örtert die föderative Struktur des Staates sowie die Aufteilung der Kompetenzen 
zwischen dem Bund und den Republiken und gibt eine reichlich mit Zahlen belegte 
Übersicht über die obersten Organe des Bundes und der Republiken. Verfassungs­
gerichte sind zwar im Gesetz vorgesehen, aber nie geschaffen worden. Ein kurzer 
Abschnitt betrifft die Organisation und Aufgaben der Gerichte und Staatsanwalt­
schaften. Es ist nicht erkennbar, warum der Verfasser den im Jahr 1928 in der ČSR 
eingeführten Ausdruck „Prokurator", der neben dem Ausdruck „Staatsanwalt" 
eine besondere Bedeutung hatte und der nach 1945 mit anderem Stellenwert aus 
dem sowjetischen Recht übernommen wurde, konsequent vermeidet. 

Die Darlegung des Wahlrechts ist kurz und doch aufschlußreich, das Wahlgesetz 
vom 6. Juli 1971 ist in guter Übersetzung beigefügt. Ein Abschnitt unterrichtet 
über die Nationalausschüsse, ihre Organe und Aufgaben. Die Ausführungen über 
das Staatsangehörigkeitsrecht sind etwas dürftig ausgefallen, vermutlich weil es 
darüber genügend Spezialwerke gibt. 

Von besonderem Interesse und Informationswert ist der Abschnitt über das 
Nationalitätenproblem. Die Verfasserin zeigt die Entwicklung bis 1938 und nach 
dem Zweiten Weltkrieg auf. In bezug auf die deutsche Volksgruppe schreibt sie: 
„ . . . ihre Aussiedlung (oder Flucht, um der Aussiedlung zu entgehen) erfaßte ca. 
2 996 000 Angehörige dieser Gruppe, etwa 19,3 °/o der gesamten Bevölkerung der 
ČSR nach dem Stande vom 31. Dezember 1944". Warum sie beharrlich von „Aus­
siedlung" spricht, auch wo Vertreibung vorliegt, ist unklar. Der gewaltsame Ab­
transport von Menschen mit höchstens 20 kg Gepäck kann doch wohl nicht als 
„Aussiedlung" angesehen werden. Der Unterschied von „Aussiedlung" und „Ver­
treibung", der von unserem Bundesvertriebenengesetz gemacht wird und der sach­
lich begründet ist, sollte nicht verwischt werden! Die Verfasserin schildert anschau­
lich die nach 1945 einsetzende Assimilierung der nationalen Minderheiten. Sie ent­
nimmt der offiziellen tschechoslowakischen Statistik, daß im Jahre 1976 die deutsche 
Volksgruppe in der ČSSR nur mehr 78 000 Menschen (0,5 %> der Gesamtbevöl­
kerung) aufwies. Diese Bevölkerungszahl ist weiter im Absinken, was „vermutlich 
auf die seit dem deutsch-čsl. Vertrag von 1973 getroffenen Umsiedlungsregelun­
gen, nach denen die inzwischen auch völlig überalterte deutsche Minderheit in die 
Bundesrepublik Deutschland abwandert, zurückzuführen ist". Es gibt keine deut­
schen Schulen mehr und auch die Anzahl der „deutschen Sprachzirkel" geht an­
geblich zurück. 

Das letzte Kapitel befaßt sich eingehend mit dem Gesetz über das Verwaltungs­
verfahren, das in einer guten Übersetzung in vollem Wortlaut abgedruckt ist. Der 
während des „Prager Frühlings" erhobene Ruf nach Wiedereinführung der Ver-
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waltungsgerichtsbarkeit ist verstummt. Einen anderweitigen gerichtlichen Verwal­
tungsrechtsschutz gibt es nur in bestimmten aufgezählten Fällen (Enumerations­
prinzip). Er spielt nur eine geringe Rolle neben dem Berufungs- und Beschwerde­
verfahren und dem Verfahren über den Protest des Prokurators. Es überschreitet 
wohl den Sinn und Rahmen des Buches, wenn die Verfasserin ohne juristisch fun­
dierte Auseinandersetzung diese Regelung für ein „gutes Recht" hält und diese 
Art von „Rechtsprechung" lobt. 

Das Buch ist in Anlage und Aufbau gelungen, sorgfältig und gründlich ausge­
arbeitet und stellt eine ausgezeichnete Informationsquelle über die Staatsordnung 
der ČSSR dar. 

Stuttgart E r i c h S c h m i e d 

Simon Rosengard Green, Thomas Garrigue Masaryk: Educator of a 
Nation. 

University of California, Berkeley, Phil. Diss. 1976; Xerox University Mikrofilms, Ann 
Arbor/Michigan 1977, 48106. 

Die amerikanische Dissertation (leider bis jetzt nur auf Mikrofilm zugänglich) 
ist eine ausgezeichnete, schon längst fällige Studie über Masaryk. Obwohl keinem 
anderen Tschechen je so viele bedruckte Seiten gewidmet wurden wie Masaryk, 
füllt die vorliegende Arbeit mit dem unverbindlichen Titel eine erstaunliche Lücke. 

Masaryk, Symbol der ehrwürdigsten Leistungen der modernen tschechischen 
Geschichte, ging einen komplizierten Lebensweg, bevor er in seinem 69. Lebensjahr 
zum Befreier-Präsidenten „gekrönt" wurde. Nur die letzten vier Jahre dieses 
Weges, die Periode des Ersten Weltkrieges, wurden von seinen Biographen aus­
führlich berücksichtigt. Die Zeit davor, die allein genug Stoff für eine hochinter­
essante und spannungsvolle Lebensgeschichte liefert, kam in der bisherigen Litera­
tur zu kurz — wenn man von einigen immer wiederholten Lebensereignissen ab­
sieht. Insbesondere ist dies der Fall für die Jahre zwischen 1885 — wo die umfang­
reiche Biographie von Zdeněk Nejedlý aufhört — und der Jahrhundertwende. 
Simon R. Green legt eine ausführliche Untersuchung von Masaryks Lebensweg und 
seines Denkens bis 1890 vor. Natürlich stützt er sich auf die in tschechischer Sprache 
vorhandene biographische Literatur; doch ist seine Studie nicht nur deswegen be­
sonders wertvoll, weil sie zum erstenmal jene Lebensperiode in einer westlichen 
Sprache erschließt, sondern auch, weil sie klug und distanziert die bis jetzt wenig 
bekannten Schriften Masaryks aus dieser Zeit darstellt und analysiert. 

Für die heutige Zeit ist vor allem Masaryk als Politiker und politischer Denker 
interessant. Keiner von diesen beiden Aspekten seiner Persönlichkeit kann ohne 
eine gründliche Analyse seiner früheren Schriften erklärt werden: in seiner Kon­
zeption der Politik liegt der Schlüssel zu der brennenden Frage sowohl nach der 
Kontinuität als auch nach dem Bruch in seinem Denken vor und nach dem Ersten 
Weltkrieg; nur vor dem Hintergrund des langen und ungeraden Weges Masaryks — 
des Sohnes einer deutsch-slowakischen Familie aus Südmähren — zum bewußten 
Tschechentum kann seine Nationalitätenpolitik interpretiert werden; man kann 


